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Entschließungsantrag zur 

Dreiundzwanzigsten Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes (23. ÄndG LAG) 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Weiterentwicklung der Regelungen des Lastenausgleichs- 
rechts für Vermögensschäden in Mitteldeutschland hat die 
Kenntnis über den Stand und die Entwicklung des Antragsein- 
ganges nach dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz 
sowie eine Gesamtschätzung der Kosten für die Erfüllung der 
Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonenschäden zur Vor- 
aussetzung. 


B. Lösung 

Der Ausschuß hat die vorgeschlagene Berichtspflicht der Bun- 
desregierung über den Antragseingang sowie der Vorlage einer 
Kostenschätzung abgelehnt. 


C. Alternativen 

Die Berichtspflicht der Bundesregierung über den Antragsein- 
gang und die Kosten der Erfüllung ist bereits in § 4 des Einund- 
zwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs fest- 
gelegt. Eine zuverlässige Gesamtschätzung der Kosten für die 
Erfüllung der Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonen- 
schäden ist vor Ablauf der Antragsfrist nicht möglich. 


D, Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag des Abgeordneten Freiherr 
von Fircks und der Fraktion der CDU/CSU zur dritten Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) 

— Drucksachen VI/1000, VI/1351, Umdruck 88 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hofmann 


Der Entschließungsantrag wurde vom Deutschen 
Bundestag in der 78. Sitzung am 11. November 1970 
an den Innenausschuß überwiesen. Der Innenaus- 
schuß hat den Entschließungsantrag in seiner Sitzung 
am 29. April 1971 abschließend beraten und ihn mit 
Mehrheit für erledigt erklärt. 

Ziel des Entschließungsantrages ist es, durch eine 
Gesamtschätzung der Kosten für die Erfüllung der 
Ansprüche auf Hauptentschädigung für Zonenschä- 
den einen frühzeitigen und zuverlässigen Überblick 
über die Möglichkeiten der Weiterentwicklung des 
Lastenausgleichs für Vermögensschäden in Mit- 
teldeutschland — - auch im Hinblick auf eine Gleich- 
stellung der Zonengeschädigten mit den Vertriebe- 
nen — zu gewinnen. Hierzu sollte die Bundes- 
regierung aufgefordert werden, bis zum 1. April 
1972 über die bisherige Entwicklung und den Stand 
des Antragseingangs nach dem Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetz (BFG) zu berichten sowie 
die Kostengesamtschätzung auf der Grundlage die- 


ser Ergebnisse und unter Berücksichtigung der bis 
zum Ende der Antragsfrist nach dem BFG am 31. De- 
zember 1972 erweiterten weiteren Antragseingangs 
vorzulegen. 

Die Mehrheit des Ausschusses vertritt demgegen- 
über die Auffassung, daß die geforderte Berichts- 
pflicht der Bundesregierung bereits in § 4 des Ein- 
undzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes enthalten und diese Vorschrift 
durch das Dreiundzwanzigste Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes nicht überholt ist. 
Außerdem gibt das Bundesausgleichsamt viertel- 
jährlich die Zahl der Fälle, in denen nach dem BFG 
Anträge gestellt worden sind und die Höhe der zu- 
erkannten Ansprüche bekannt. Zudem ist es ver- 
früht, schon jetzt eine Ge samt Schätzung der Kosten 
zu verlangen, da die Anträge auf Feststellung von 
Zonenschäden noch bis zum 31. Dezember 1972 ge- 
stellt werden können. Der Entschließungsantrag er- 
schien der Ausschußmehrheit deshalb entbehrlich. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Hof mann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Umdruck 88 — für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Hofmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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